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Pränumerations-Einladung. 


Wir laden zur Pränumeration auf das zweite Semeſter der 
„Oeſterr. Zeitfchrift für Verwaltung“ 1884 freundlichſt ein. 

Der Betrag für dieſes Semeſter iſt für die Zeitſchrift ſammt 
der Beilage „Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 3 fl., 
ohne Beilage 2 fl. 

Der im Vorjahre erſchienene „General⸗Index 1868 bis 1882“ 
koſtet broſchirt 3 fl., gebunden 4 fl. 

Gleichzeitig erlauben wir uns, diejenigen geehrten Abonnenten, 
welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückſtande 
ſind, um Einſendung des Betrages zu bitten. 
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dem Namen nach, denn der Genuß desſelben wird ihm ja durch die 
von den Gläubigern eingeleitete Sequeſtration des Bauernhofes ohnehin 
benommen. Zu einer ſolchen Fürforge möge die Regierung adeligen 
Fideicommiſſen gegenüber aus Staatsrückſichten immerhin Gründe 
haben, um einer hiſtoriſchen oder ſonſt verdienſtvollen Familie ein ihrem 
illuſtren Namen entſprechendes Territorium dauernd zu erhalten, was 


übrigens auch nicht unbeſtritten iſt, aber gegenüber dem Bauernbeſitze 


können derartige ſtaatliche Intereſſen nicht im entfernteften erblickt werden. 

Dem Staate liegt es wohl daran, daß Bauernhöfe von 
wirthſchaftsfähiger Größe geſchaffen und erhalten werden, 
ob aber dieſelben A. oder B. beſitzt, kann ihm gleichgiltig 
ſein; im Gegentheile, er muß einen freien Verkehr des 


Als Zahlungsmittel empfehlen wir, die Poſtanweiſung zu benützen. Grundeigenthumes ſogar wünſchen, damit ſolcher aus un— 
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tüchtigen Händen in wirthſchaftliche gelange. 
Eine ſolche Agrarverfaſſung beſtand bei uns auch nie, und 
unſer Volk würde ſie um ſo weniger zu ſeinem Vortheile anzuwenden 


Zur Frage der bäuerlichen Heimſtätten in Krain. Von A. Globoknik, wiſſen, als es jetzt bereits durch zwei Generationen in der ungebunden⸗ 


Bezirkshauptmann in Adelsberg. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Abgrenzung der Competenzſphäre zwiſchen den Civilgerichten und den Wald⸗ 
laſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Organen. — Störung im Beſitze des 
Gehrechtes über einen Waldgrund. (?) 

Vergehen gegen das literariſche Eigenthum, begangen durch Handel mit auto⸗ 
graphirten Aufzeichnungen wiſſenſchaftlicher, von Demonſtrationen begleiteter 
Vorträge. (Zu $ 467 St. G.) 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Zur Frage der bäuerlichen Heimſtätten in Brain. 
Von A. Globoenik, Bezirkshauptmann in Adelsberg. 
II. 
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ſten Grundfreiheit lebt. Große Sprünge find eben nirgends zu goutiren, 
am allerwenigſten aber bei wirthſchaftlichen Syſtemen; von den leges 
agrariae angefangen bis in die neueſte Zeit haben ſich die wenigſten 
agrariſchen Geſetzgebungen bewährt. Wenn es wahr iſt, daß alle unſere 
ſocialen und politiſchen Calamitäten auf die Verrückung des con⸗ 
ſervativen Schwerpunktes der menschlichen Geſellſchaft zurückzufüh⸗ 
ren ſind, ſo iſt dies bei der wirthſchaftlichen Geſetzgebung ſchon ganz 
beſonders der Fall. 

Möge aber das Heimſtättengeſetz ſchon in welcher Form immer 
oder gar nicht beſchloſſen werden, ſo bleibt es doch im hohen Grade 
wünſchenswerth, daß der Nachfolger in der Bauernrealität ſolche 
unter Umſtänden übernehme, die ihm einen Beſtand wenigſtens von 
allem Anfange an nicht in Frage ſtellen, was jetzt nahezu immer der 
Fall iſt. Auch dieſe wirthſchaftliche Wohlthat kam uns von Frankreich 
mit den dort proclamirten gleichen Menſchenrechten. Wenn alle Menſchen 
gleich ſind und gleiche Rechte haben, könnte man da fragen, warum 
hat man dann zur Erbfolge nur die Kinder und Anverwandten eines 


Ein anderes Bewandtniß hat es mit der von mehreren Seiten Verſtorbenen berufen, warum nicht die vielleicht viel mehr darbenden 
beantragten weiteren Ausnahmsſtellung der Bauernhöfe, fie gleich den Nachbarn oder überhaupt die Geſammtheit einer menſchlichen Geſell⸗ 


Fideicommiſſen nur bis zur Hälfte des Werthes oneriren und nicht 
unter demſelben executiv verkaufen zu dürfen; dieſe Vorzugsſtellung 
den Heimſtätten einzuräumen, ſcheint uns kaum empfehlenswerth zu 
ſein. Man würde dadurch den Bauer um ſeinen ganzen Credit brin⸗ 
gen, denn die Hypothekar⸗Sicherſtellung wäre bald erſchöpft, der Per⸗ 
ſonaleredit war aber bei unſeren häufigen Mißernten nie beſonders groß. 
Wir können uns mit England, wo der Pächter nur auf den Perſonal⸗ 
credit gewieſen iſt, wegen ganz verſchiedener Verhältniſſe nicht ver⸗ 
gleichen, und ſchließlich, was erreicht man durch eine ſolche Real— 
ſchuldengrenze und mit dem Executionsverbote unter der Hälfte des 


Werthes? Nichts anderes, als daß der betreffende Bauernſtammhalter 
ſo lange als möglich im Beſitze erhalten werde, aber auch dies nur 


ſchaftseinheit? Die Anarchiſten Bakunius finden dies auch wirklich un⸗ 
begreiflich. 

Mau findet in der Bevorzugung eines Anerben eine Beleidigung 
der Gefühle des Menſchen, indem man Unterſchiede unter den Kindern 
zu ihrem Nachtheile macht; allein eben in der Anordnung des Vaters, 
daß einerſeits dem Uebernehmer die Möglichkeit des Beſtandes nicht im 
voraus benommen werde, andererſeits aber, daß ſein Haus dauernd als 
ein Heim für die Familie weiter beſtehe, wo ſeine übrigen Kinder im 
Falle der Noth eine Zufluchtsſtätte finden können, liegt die Gleichliebe 
desſelben für alle ſeine Kinder. 

Dies kann man aber nur durch eine beſondere Erbfolge— 
ordnung erzielen. 


Durch eine ſolche allein wäre den bisherigen zahlreichen Fällen 
vorgebeugt, wo ob der gleichen Erbtheile der angeſtammte Beſitz alter 
Bauernfamilien in ſremde Hände gelangt. Es geſchieht dies in der Regel 
infolge der Uebergabe der Lebenden und nahezu immer bei jener von 
Todeswegen, weil ſolche oft auf Grund von Schätzungen erfolgt, die 
aller Grundlagen entbehren. Es iſt aber dies noch die beſſere Alter- 
native; in vielen Fällen ſind die Miterben mit der Schätzung nicht ein⸗ 
verſtanden und licitiren die Realität unter ſich, infolge deſſen ſich dann 
der Uebernehmer zu exorbitanten Erbtheilen herbeilaſſen muß, 
unter deren Drucke er Zeit ſeiner Bewirthſchaſtung zu leiden hat. 

Und wie haben ſich die auf dieſe Weiſe ausgeerbten Geſchwiſter 
mit ihren Erbtheilen dann beholfen? In der Regel gar nicht, denn ſie 
bekamen dieſelben zumeiſt in kleinen Partien nach jahrelangen Proceſſen 
und Cxecutionen, ſo daß ſie eigentlich nie ein ordentliches Geſchäft 
damit beginnen konnten, den geſchwiſterlichen Uebernehmer aber doch 
hiebei zu Grunde richteten. 

Nach der früher bei uns beſtandenen Bauern⸗Erbfolgeordnung war 
eine ſolche Licitation a priori ausgeſchloſſen; einigten ſich die Erben 
unter ſich über die Erbtheile nicht, jo erfolgte die Schätzung der Rea— 
lität, von welcher aber die Realgiebigkeiten, als: l. f. Steuer, 
herrſchaftliche Contributionen, geiſtliche Collectur u. ſ. w., zum Capi-⸗ 
tal geſchlagen, in Abzug gebracht und erſt vom Reſte die Erbtheile 
bemeſſen wurden, deren Auszahlung man aber überdies noch an be⸗ 
ſtimmte Friſten bannte. 

Dieſe geſetzlichen, dem Uebernehmer den nothwendigen Schutz ver— 
leihenden Beſtimmungen bildeten ſich langſam auf Grund hundertjähriger 
Erfahrungen aus, waren von ſichtbar wohlthuendem Einfluſſe auf die 
Landbevölkerung und hätten daher wahrlich nicht ſo leichthin behoben 
werden ſollen, weil ſie ſcheinbar einer landläufigen liberalen Phraſe 
nicht entſprachen. 


Aus dem Geſagten ergeben ſich nun folgende Geſichtspunkte, 
auf welche ſich nach unſerer Meinung die vorhabende Aenderung der 
Agrarverfaſſung beſchränken ſollte: 

Imperative Schaffung von Heimſtätten, d. h. Erklärung 
aller bäuerlichen behausten Beſitzungen von mindeſtens 50 fl. und nicht 
mehr als 350 fl. Reinertrag *) als untheilbare Banernſtammßhöfe 
mit privilegirter Erbfolgeordnung im Sinne der bei der Reichs⸗ 
vertretung eingebrachten Regierungsvorlage. 

Die zum Fundus instructus gehörigen Gegenſtände ſollen, ſowie 
auch der Werth ſolcher Realitäten, nach Maßgabe des Ortes, der 
Größe und Art der Beſitzung mit arbiträrer Rückſichtnahme auf ihren 
Reinertrag in vorkommenden Fällen vom Gerichte unter Beiziehung der 
beeideten Schätzleute beſtimmt werden, jedoch in der Weiſe, daß zu 
Gunſten des Uebernehmers ein Drittheil des auf dieſe Art eruirten 
gemeinen Schätzungswerthes in Abzug gebracht werde. 

Eine Theilung der Heimſtätte oder eine Abtrennung einzelner 
Parcellen von derſelben wäre bei Vorhandenſein berückſichtigungswürdi⸗ 
ger Gründe von der Bewilligung des Landesausſchuſſes abhängig zu 
machen. **) 

Die Anträge auf Fixirung einer Realverſchuldungsgrenze 
und der executiven Unveräußerlichkeit der Heimſtätte unter 
einem beſtimmten Preiſe wären im Intereſſe des Verkehres und des 
Credites jedoch ebenſo fallen zu laſſen, als das Vorkaufsrecht der 
Gemeinde, welches bei der Verfaſſung unſeres Gemeindeweſens dicht 
leicht durchführbar erſcheint, anderntheils aber auch zur Uebervortheilung 
Anlaß geben könnte. 

Was ſchließlich die angeſtrebte Hintanhaltung der Ueberſchul— 
dung der bäuerlichen Beſitzungen anbelangt, ſo läßt ſich ſolche durch 
ein einfaches Verbot oder Einſchränkung des Credites nicht erzielen, und 


) Dieſe letzte Ziffer empfiehlt fich dadurch, daß über fie hinaus der mit 
der directen Wahlfähigkeit ausgeſtattete Großgrundbeſitz beginnt. Die vor Kurzem 
in Laibach diesfalls tagende Enquete hat als Minimalmaß für eine mit einem 
beſonderen Erbfolgerechte ausgeſtattete Bauernbeſitzung einen Reinertrag von 25 fl. 
feſtgeſtellt, wodurch offenbar zu niedrig gegriffen wurde. Realitäten mit einem 
ſolchen Reinertrage find noch gauz ökonomiſch⸗unfähige Zwergwirthſchaften, denen 
in keiner Weiſe, ſei es durch Erbfolge oder Untheilbarkeitserklärung, eine bevor⸗ 
zugte Stellung eingeräumt werden ſollte. Ganz unerklärlich aber ſcheinen uns die 
Beſchlüſſe über die nur facultative Einführung von Heimſtätten, und dazu noch 
ohne Minimal- und Maximalmaß. 

*) Keiner beſonderen Schwierigkeit dürften derlei Bewilligungen zu 
W unterliegen, bei denen das Minimalmaß nicht überſchritten wer⸗ 
den würde. 
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müſſen da ſchon andere Mittel verſucht und angewendet werden, von 
denen ſich aber die meiſten leichter anführen als ausführen laſſen. In 
erſter Linie ſorge man für eine entſprechende Heranbildung des 
Bauernvolkes; man lehre es ſparen, die Ausgabskoſten vermindern, 
ſtatt täglich zu vermehren; halte es an zur Mäßigkeit und zur Mei⸗ 
dung der Wirthshäuſer, insbeſondere aber mache man ihm durch 
eine große Beſteuerung des Branntweines den Genuß desſelben un⸗ 
möglich; gewöhne ihm die Streitſucht ab; ſorge für einen ausgiebigen 
Viehſtand, für eine entſprechende Haus induſtrie und für Auffor⸗ 
ſtungen im großen Maßſtabe; ordne den Betrieb und die Ausnützung 
ihrer gemeinſchaftlichen Gründe, der Wälder und Weiden, durch 
individuelle Theilung oder in anderer entſprechender Weile; führe Hagel- 
und Feuerſchaden-Aſſecuranzen mit Zwangsverſicherungen ein 
und Vorſchußcaſſen mit billigem Credit; beſchränke die Beiträge 
für Bauten und Erforderniſſe der Kirche und Schule auf das Noth- 
wendigſte, erniedrige die ganz ungerechtfertigt großen Uebertragungs⸗ 
gebühren bei überſchuldeten Realitäten, vermindere die Steuerzah— 
lungsfriſten und gebe ihnen vor Allem eine entſprechendere Gemeinde— 
verſaſſung * und Verwaltung und billigere Juſtiz. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Zur Abgrenzung der Competenzſphäre zwiſchen den Civilgerichten 
und den Waldlaſten-Ablöſungs⸗ und Negulirungs⸗Organen. — 
Störung im Beſitze des Gehrechtes über einen Waldgrund. (2) 

J. H. und mehrere Conſorten aus der Ortſchaft D. erhoben 
gegen den J. V. aus Ch beim k. k. Bezirksgerichte E. die Beſitz⸗ 
ſtörungsklage auf Grund des Thatbeſtandes, ſie ſeien ſeit Langem im 
factiſchen Beſitze des Rechtes, über die dem Belangten gehörige — näher 
bezeichnete — Grundparcelle zu gehen, und ſeien in dieſem factiſchen 
Beſitze dadurch geſtört worden, daß der Belangte den beſagten Gehweg 
an dem Eintrittspunkte gänzlich aufgeackert und mit Dorngeſträuch ver⸗ 
rammelt habe, wodurch das Betreten durchaus verhindert erſcheine. Dem⸗ 
gemäß begehrten fie das Erkenntniß auf Herſtellung des vorigen Standes 


und auf Unterſagung der ferneren Störung. Da die ſämmtlichen ein⸗ 


vernommenen Zeugen ſowohl den letzten factiſchen Beſitzſtand an Seite 
der Kläger, als auch das eben gedachte Factum der Störung desſelben 
durch den Belangten beſtätigten: ſo erkannte das Bezirksgericht conform 
nach dem Klagebegehren. 

Erſt in dem gegen dieſen Erkenntnißbeſcheid eingebrachten Recurſe 
machte unter Anderem der Belaugte auch geltend, es ſei die vermeintliche 
Beſitzſtörungsklage der Gegenſeite wegen Incompetenz des Civilgerichtes 
zur Verhandlung und Entſcheidung a lumine abzuweiſen geweſen und 
waren die Kläger hiemit an die allein zuſtändige Waldlaſten-Ablöſungs⸗ 
und Regulirungsbehörde, beziehungsweiſe die k. k. Landescommiſſion zu 
Prag zu weiſen. Denn kraft des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. 
Nr. 130, ſind Streitigkeiten bezüglich der Waldſervituten aller Art 
der Competenz der Civilgerichte entrückt, und zwar dergeſtalt, daß auch 
der Schutz und die Wiederherſtellung des letzten factiſchen Beſitzſtandes 
betreff der Ausübung derſelben jenen Behörden zuſteht, wie dies ins⸗ 
beſondere auch aus dem letzten Abſatze der Miniſterialverordnung vom 
3. September 1855, R. G. Bl Nr. 166, hervorgeht. 

Das k. k. Oberlandesgericht zu Prag hat jedoch mittelſt Decretes 
vom 30. November 1881, 3. 34.417, den angefochtenen Erkenntniß⸗ 
beſcheid vollinhaltlich betätigt aus Gründen: 

Im vorliegenden Streitfalle handelt es ſich nicht um eine Klage, 
mittelſt deren die Kläger die Aufrechthaltung oder Aberkennung einer 
Waldſervitut, insbeſondere jener des Gehweges über einen Waldgrund, 
anſtreben möchten, dereu Ablöſung oder Regulirung kraft des kaiſerl. 
Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, allerdings von 
Amtswegen zu erfolgen hat. Vielmehr iſt das Recht ſelbſt vorliegend 
kein Gegenſtand des Streites, ſondern es handelt ſich nur um die Stö⸗ 
rung im factiſchen Beſitze des Rechtes, über eine Waldparcelle zu gehen, 
wobei im Sinne des § 5 der kaiſerl. Verordnung vom 27. October 
1849, R. G. Bl. Nr. 12, nur die Thatſachen des letzten factiſchen 
Beſitzes und der erfolgten Störung zu erörtern und zu beweiſen ſind. 
Derartige Streitfälle ſind jedoch im Grunde der Verordnung der Mini⸗ 


) In dieſer Beziehung verweiſen wir auf die voriges Jahr bei Gerold 
in Wien erſchienene Broſchüre: Zur Reform der Gemeindegeſetzgebung. 


ſterien des Innern und der Juſtiz vom 3: September 1855, R. G. Bl. 
Nr. 166, Alinea 3, letzter Abſatz, der Competenz der Civilgerichte nicht 
entzogen und war mithin die erſt im Recurſe erhobene Einwendung der 
Unzuſtändigkeit der Civilgerichte als unbegründet zu verwerfen. 

Auch in dem gegen die obergerichtliche Entſcheidung ergriffenen 
außerordentlichen Reviſionsrecurſe ſuchte der Belangte das angeregte 
Incompetenzbedenken aufrecht zu halten, es hat jedoch der k. k. oberſte 
Gerichtshof mittelſt des Decretes vom 31. Jänner 1881, 3. 747, die 
gleichlautenden Entſcheidungen der unteren Inftanzen mit folgender Mo⸗ 
tivirung beſtätigt: Der Belangte hat im Zuge des ganzen Inſtructions⸗ 
verfahrens nicht einmal behauptet, daß die ihm gehörige Grundparcelle, 
über welche der beſagte Gehweg führt, der Waldeultur vorbehalten ſei, 
im Gegentheile hat er in ſeiner Einrede ausdrücklich davon Erwähnung 
gemacht, es werde ihm durch das Gehen über dieſelbe ein Schaden an 
ſeinen Feldfrüchten verurſacht. Ebenſo wenig wurde die Beſchaffenheit 
dieſer Parcelle als Waldgrund, welche vom Recurrenten zum erſten 
Male im Appellationsrecurſe geltend gemacht wurde, aus Anlaß der 
Augenſcheinsvornahme in erſter Inſtanz conſtatirt. Da mithin in den 
gleichlautenden Entſcheidungen der unteren Inſtanzen weder eine Nich- 
tigkeit noch eine offenbare Ungerechtigkeit wahrgenommen wurde, konnte 
dem a o. Reviſionsrecurſe in Beachtung der Vorſchrift des Hofdecretes 
vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, keine Folge gegeben 
werden. R—l. 


Aumerkung des Einſenders. Die Motivirungen der beiden 
oberen Inſtanzen erſcheinen uns nicht unanfechtbar. Das Nichtgehören 
auf den Rechtsweg iſt eine von Amtswegen zu wahrende Nichtigkeit, 
deren Conſtatirung für die Streitparteien blos facultativ, für die Ge⸗ 
richte jedoch obligatoriſch iſt (Hofdecret vom 28. October 1815, 
Nr. 1187, und vom 5. October 1816, J. G. S. Nr. 1285), ſo daß 
fie auch bei Abgang einer jeden Anregung ſeitens der Partei in's Auge 
zu faſſen kömmt ($ 265 a. G. O.). Um jo unzweifelhafter alſo iſt der 
Richter verpflichtet, einer diesfälligen Parteianführung, die ſich nicht 
augenfällig als muthwillig darſtellt, betreff der Richtigkeit auf den Grund 
zu ſehen, und war mithin der Endbeſcheid erſter Inſtanz zu beheben 
und vorderhand der Geklagte bei einer neuerlichen Augenſcheinsvornahme 
im Zwecke der Darlegung der Nichtigkeitsgründe zu hören, worauf der 
Erſtrichter zu beauftragen war, ſich unter Ueberſendung der ſoartig ver⸗ 
vollſtändigten Acten des Inſtructionsverfahrens mit der obgedachten 
k. k. Landescommiſſion in's Benehmen zu ſetzeu. Zudem iſt die Erhal⸗ 
tung der Waldarea auch ein eminentes öffentliches Intereſſe und der 
in den oberſtgerichtlichen Gründen betonte Anbau von Feldfrüchten kein 
Hinderniß der Anerkennung der Parcelle als Waldgrund, vielmehr ein 
zwingendes Motiv zur Wiederaufforſtung bei bejahendem Reſultate. 
Schließlich kann ſich das Verbot der Beachtung von Neuerungen in den 
oberen Inſtanzen nur auf Momente ſtrict civilrichterlicher Natur bezie⸗ 
hen. — Die Richtig eit dieſer Bedenken leuchtet ſofort ein, wenn man 
ſich den möglichen Fall denkt, daß die bewußte Area ſchon bei dem 
eriten Augenſcheine ungeachtet des Mangels jeder diesfälligen Anregung 
in der Klage richterlicherſeits als Waldgrund conſtatirt worden wäre. 


Vergehen gegen das literariſche Eigenthum, begangen durch Han⸗ 
del mit autographirten Aufzeichnungen wiſſenſchaftlicher, von 
Demonſtrationen begleiteter Vorträge. (Zu $ 467 St. G.) 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 27. April 
1883, 3. 1362, die von Arnold (Aron) Knödl erhobene Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde gegen das Urtheil des Landesgerichtes Wien vom 28. De⸗ 
cember 1882, 3 3273/46.095, womit derſelbe des nach $ 467 St. G. 
ſtrafbaren Vergehens gegen die Sicherheit des literariſchen Eigenthums 
ſchuldig erkannt wurde, verworfen. — Gründe: 

Keiner der von der Vertheidigung des Arnold, richtig Aron Knödl 
auf Grund des Abſ. 9 a, rückſichtlich 10 des § 281 St. P. O. wider 
deſſen Verurtheilung wegen Vergehens gegen die Sicherheit des litera⸗ 
riſchen Eigenthums, ſtrafbar nach §8 467 St. G., geltend gemachten 
Nichtigkeitsumſtände vermag als ſtichhältig erkannt zu werden. Daß, wie 
der Privatkläger Dr. Sigmund Exner angibt, der Gegenſtand ſeiner 
Vorträge, um deren autographiſche Vervielfältigung es ſich handelt, die 
Erklärung phyſiologiſch wichtiger Apparate und Reactionen und eine zur 
Vorbereitung für die Prüfung aus praktiſcher Phyſiologie dienende Er⸗ 
läuterung der Vorleſungen ſei, in welchen die Zuſammenſetzung dieſer 
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Apparate und die Art und Weiſe, wie ſie in Thätigkeit geſetzt werden 
und deren Verwendung praktiſch gezeigt wird, vermag jenen Vorträgen 
den im § 4 h des kaiſ. Patentes vom 19. October 1846, J. G. S. 
Nr. 992, eingeräumten Schutz wider unerlaubten Nachdruck nicht zu 
rauben. Die Anordnung des Stoffes, die Methode und das Syſtem, 
nach welchem der Lernende in den Gegenſtand eingeführt und in deſſen 
Kenntniß und Behandlung fortgebildet wird, müſſen als ein Geiſtes⸗ 
product des Verfaſſers angeſehen werden, und es kann diesfalls keinen 
Unterſchied begründen, ob die Belehrung ein bisher nicht bekanntes, 
neues Wiſſen oder den Unterricht in längſt Gekanntem, wie beiſpiels⸗ 
weiſe Lehrſätze der Algebra, Geometrie, gewiſſe chemiſche und phyſika⸗ 
liſche Experimente und die aus denſelben zu Tage tretenden Erſchei— 
nungen betrifft. Es verlieren daher die Vorträge des Dr. Sigmund 
Exner die Eigenſchaft literariſchen Eigenthums deshalb, weil ſie blos 
Erläuterungen praktiſcher Demonſtrationen find, keineswegs, und muß 
ihre autographiſche Vervielfältigung bei dem Umſtande, als auf dieſelbe 
keines der Momente des § 5 des erwähnten Patentes zutrifft, als Nach⸗ 
druck betrachtet werden. Die Vertheidigung des Angeklagten bekämpft 
weiters, daß die Vervielfältigung unbefugt geſchehen ſei, unter Hinmei- 
ſung daranf, daß der Privatkläger jene Vorleſungen eben zur Belehrung 
und zum Uuterrichte ſeiner Schüler hielt, daß aber ſicherlich Jedem 
derſelben unbenommen war, ſich eine wortgetreue Aufzeichnung der Vor⸗ 
träge ſelbſt zu verfaſſen, und nicht vorliegt, daß die Autographien für 
einen anderweitigen Leſerkreis verfertigt worden ſeien. Dem ſteht aber 
entgegen, daß § 4 des oft erwähnten kaiſ. Patentes den Nachweis der 
Genehmigung des Autors ausdrücklich fordert, wenn die Vervielfältigung 
ſeines Werkes dem vorbehaltenen Nachdrucke nicht gleichgeachtet ſein ſoll, 
daß aber der Angeklagte den Beſtand einer ausdrücklichen Genehmigung 
des Dr. Sigmund Exner für den angeblichen und unentdeckt gebliebenen 
Verfertiger der Autographien Goldſtein zur Vervielfältigung der Vor⸗ 
träge darzuthun nicht vermocht hat. Durch die erſtrichterliche Feſtſtellung, 
wonach der Angeklagte dem Facultätsdiener Anton Valentin einen den 
damaligen Wohnort des Angeklagten bezeichnenden Zettel mit dem Auf⸗ 
trage übergab, falls ſich Jemand erkundigen ſollte, wo die Vorträge zu 
kaufen ſeien, ihn auf jene Adreſſe zu verweiſen, wonach ferner der An⸗ 
geklagte für ſeine Mühewaltung ein Exemplar bezog, welches er ver⸗ 
äußerte, endlich durch die eigene Anführung der Vertheidigung, der 
Angeklagte habe den Verkauf lediglich vermittelt, widerlegt ſich deren 
Beſtreitung, es habe der Angeklagte mit den Autographien Handel 
getrieben und ſich denſelben zum Geſchäfte gemacht. Der erkennende 
Gerichtshof hat ausdrücklich erklärt, er habe die Ueberzeugung, der Anz 
geklagte habe an der Ausführung der unbefugten Vervielfältigung wiſſent⸗ 
lich mitgewirkt, nicht gewonnen. Wenn derſelbe dagegen die Ueberzeu⸗ 
gung, es habe der Angeklagte wiſſentlich damit Handel getrieben, 
gewonnen und diesfalls die Verurtheilung ausgeſprochen hat, ſo wäre 
dieſer ſich aus der Feſtſtellung von Thatſachen ergebende Ausſpruch nur 
dann anfechtbar, wenn aus dem Inhalte der Entſcheidungsgründe nach⸗ 
weisbar wäre, daß der Gerichtshof zu demſelben nur durch einen 
Rechtsirrthum gelangte. Ein derartiger Nachweis iſt ſeitens der Ver⸗ 
theidigung nicht verſucht, viel weniger geliefert worden. 


Geſetze und Verordnungen. 
1883. II. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


XLVI. Stück. Ausgeg. am 28. September. 


149. Verordnung des Handelsminiſters im Einvernehmen mit dem Mini⸗ 
ſterium des Innern vom 17. September 1883, betreffend die Beſtimmung der 
Zahl der Jahre, welche ein Bewerber um ein handwerksmäßiges Gewerbe ſich 
als Lehrling und als Gehilfe in demſelben Gewerbe oder einem dem betreffenden 
Gewerbe analogen Fabriksbetriebe verwendet haben muß. 

150. Verordnung des Handelsminiſters im Einvernehmen mit dem Miniſter 
für Cultus und Unterricht vom 17. September 1883, betreffend die Bezeichnung 
von gewerblichen Unterrichtsanſtalten, deren Zeugniſſe zum Antritte von handwerks⸗ 
mäßigen Gewerben berechtigen. 

151. Verordnung des Handelsminiſters im Einvernehmen mit dem Mini⸗ 
fterium des Innern vom 17. September 1883, bezüglich des Nachweiſes der 
„beſonderen Befähigung“ zum Antritte eines der im $ 15, Punkt 1, 2, 5, 7, 
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8, 10, 11, 14, 17, 18, 20 und 21 des Geſetzes vom 15. März 1883 (R. G. Bl. 169. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 7. November 1883, 
Nr. 39), betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung genannten betreffend die Ausdehnung der Abfertigungsbefuguiſſe des k. k. Nebenzollamtes 
canceſſionirten Gewerbe. I. Claſſe in Trappano in Abſicht auf die zollämtliche Behandlung von alten, 


152. Verordnung der Miniſterien des Innern und des Handels vom gebrauchten, mit Firmazeichen ſignirten Fäſſern, welche fich als retour gehende 
17. September 1883, betreffend die Abgrenzung der Berechtigungen der Apotheken] Emballagen von inländiſchen Exportſendungen darſtellen. 
gegenüber den Materialwaarenhandlungen und den einſchlägigen anderen Gewerben. 170. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 9. November 1883, betreffend 
153. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 30. Auguſt 1883, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Jankowitz zu dem Sprengel des ſtädt.⸗deleg. Bezirks⸗ 
die Zuweiſung der Gemeinde Straning zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes gerichtes Ungariſch⸗Hradiſch in Mähren. 
Eggenburg in Niederöſterreich. 171. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 9. November 1883, 
XLVII. Stück. Ausgeg. am 1. October. betreffend die Auflafſung der Zollexpoſitur des königl. ung. Hauptzollamtes 
154. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 25. September 1883, Budapeſt 4 Perſonenbahnhofe der ung. e ee in Peſt. ’ 
betreffend das Verfahren beim Erlage der zu Militär⸗Heiratscautionen gewidmeten 172. Kundmachung des ö vom 10. November 1883, 
Obligationen der allgemeinen Staatsſchuld und der Schuld der im Reichsrathe betreffend die Verzollung des aus Vertragsſtaaten zur Einfuhr gelangenden 
rg e be en . 1 Olivenöls in Blechflaſchen von mindeſtens 25 Kilogramm. 
vertretenen Königreiche und Länder, bei Erhebung der Zinſen von denſelben und 
bei Frei⸗ oder Umſchreibung ſolcher Obligationen. LI. Stück. Ausgeg. am 11. December. 
155. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 25. September 1883, 173. Geſetz vom 25. November 1883, betreffend den Bau der böhmiſch⸗ 
betreffend das Verfahren beim Erlage der zu Militär⸗Heiratscautionen gewidmeten mähriſchen Transverſalbahn. 
Obligationen der Grundentlaſtungsfonde der im Reichsrathe vertretenen Könige | | 174. Verordnung des Geſammtminiſteriums vom 9. December 1883, 
reiche und Länder, bei Erhebung der Zinſen von deuſelben und bei Frei- und mit welcher die auf Grund des Geſetzes vom 5. Mai 1869 (R. G. Bl. Nr. 66) 
Umſchreibung ſolcher Obligationen. für die Gebiete der Bezirkshauptmannſchaften Metkovie und Raguſa getroffenen 
XLVIII. Stück. Ausgeg. am 9. October. Ausnahmsverfügungen aufgehoben werden. 
156. Verordnung der Miniſterien des Innern, des Handels, des Acker⸗ LIII. Stück. Ausgeg. am 19. December. 
baues, der Finanzen und der Landesvertheidigung einverſtändlich mit dem Reichs⸗ 175. Geſetz vom 18. December 1883, betreffend die Forterhebung der 
Kriegsminiſterium vom 22. September 1883, mit welcher einige Beſtimmungen Steuern und Abgaben, dann die Beſtreitung des Staatsaufwandes in der Zeit 
der Verordnung vom 2. Juli 1877 (R. G. Bl. Nr. 68), betreffend gewerbliche vom 1. Jänner bis Ende März 1884. 
und ſicherheitspolizeiliche Beſtimmungen für die Erzeugung von Sprengmitteln (Fortſetzung folgt.) 
und den Verkehr mit denſelben abgeändert werden. 
157. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 3. October 1883, betreffend 
die Aenderung der Gebietsumfauge und den Beginn der Amtswirkſamkeit des 
Bezirksgerichtes Czarny Dunajee in Galizien. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben den Bergrath Wilhelm Reuß in Elbogen zum 
| Oberbergrathe ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Director der niederöſterreichiſchen Landeshaupt⸗ 
XLIX. Stück. Ausgeg. am 27. October. caſſe Joſeph Endlicher anläßlich ſeiner Penſionirung den Titel und Charakter 
158. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 6. September 1883, betreffend eines Regierungsrathes verliehen. 


5 Ce g 7 Seine Majeſtät haben den kaiſerlichen Rath und Controlor der nieder⸗ 
die Ermächtigung des Hauptzollamtes in Marburg zur Abfertigung von dena⸗ öſterreichiſchen Landeshaupteaſſe Moriz Schwabe zum Director ernannt. 


turirtem Olivenöl. 7 Seine Majeſtät haben dem Forſtinſpector Conſtantin Unterhuber in 
159. Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit dem An nn. ſeiner Penſiontrung taxfrei den Titel und Charakter eines 
inter 2 Inner iniſteri j g F orjtrathes verliehen. 
Miniſterium des eh und dem . n n und Dre vom Seine Majeſtät haben dem Forſtmeiſter Herrmann Scheiber in Salzburg 
19. September 1883, betreffend den Nachweis der Befähigung zur Bedienung anläßlich ſeiner Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 
(Wartung) von Dampfkeſſeln und zur Ueberwachung des Dampfkeſſelbetriebes. | Seine Majeſtät haben den penſionirten Rechnungsrevidenten der Finanz⸗ 
160. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom Landesdirection in Brünn Heinrich Roſa den Titel und Charakter eines Rech⸗ 
85 affe 5 0 . £ f nungsrathes verliehen. 
5 Wee e Der Miniſterpräſideut als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
nach Italien. Oberingenieure Johann Acham und Georg Ptak zu Bauräthen, dann die In⸗ 
161. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 3. October 1883, genieure Michael Fellner, Wilhelm Linhart, Ferdinand Jäger und Leopold 
betreffend die Ermächtigung der Zollexpofttur zu Olchowice zur Verzollung von Höck zu Oberingenieuren und die Bauadjuncten Franz Poznik und Thaddäus 
Geflügeleiern Skrzyszowski zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Niederbſterreich 
| len . 5 ernannt. 
162. Kundmachung des Finauzminiſteriums vom 6. Oetober 1883, Der Finanzminifter hat die Finanzcommiſſäre Dr. Anton Kirſchbaum 
betreffend die Errichtung eines Hauptzollamtes II. Claſſe im Bahnhofe zu und Dr. Karl Kempf Edlen von Hartenkampf zu Secretären bei der General⸗ 


Sarajevo. direction der Tabakregie ernannt. 

163. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 10. October 1888, e ln 1 Oberpoſteontrolor Ernſt Martinak zum 
betreffend die Ermächtigung des königl. ung. Hauptzollamtes zu Oedeuburg zu Der Handelsminister hat den Poſteontrolor Franz Würtenberger in 
Zolloreditirungen. Innsbruck zum Oberpoſtcoutrolor daſelbſt ernannt. 

164. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 10. October 1883, betreffend :.ñ;x' T —2 
den Vollzug von Freiheitsſtrafen in Einzelnhaft in dem Zellengefängniſſe in Brür. Erledi nungen. 

165. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 17. October 1883, Hüttenmeiſtersſtelle in der zehnten Nangselaffe bei der Hüttenverwaltung 


in Cilli, bis 12. Juli l. J. (Amtsbl. Nr. 145.) 

Mehrere Rechnungsaſſiſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe bei der 
Finanz⸗Landesdirection in Wien, binnen vier Wochen. (Amtsbl. Nr. 147.) 

Ingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg in der 
neunten, eventuell Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 6. Juli 
1884. (Amtsbl. Nr. 147.) 

Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten, eventuell Kanzliſtenſtelle in der eilften 


betreffend die Erweiterung der Befugniſſe der königl. ung. Zollexpoſitur in dem 
Laſtenbahnhofe der königl. ung. Staatsbahnen an der Donaulände. 
L. Stück. Ausgeg. am 3. November. 
166. Verordnung des Handelsminiſters vom 29. October 1883, betreffend 
die Ausſtellung von Anweiſungen ſeitens der Einleger (Erleger) auf das k. k. 


Poſtſparcaſſenamt in Wien. Rangsclaſſe bei der Forſt⸗ und Domänendirection in Innsbruck, binnen fünf 
LI. Stück. Ausgeg. am 1. December. BO. Benni 10 f ten Rangsctüſſe bei dem 1. f. 9 
5 et . Minze; ae 9 3 onceptsadjunctenſtelle in der neunten ſtangsclaſſe bei dem k. k. Haupt⸗ 
28 N ion 92 E W a a 38 BD 2 münzamte in Wien, binnen vier Wochen, (Amtsbl. Nr. 150.) 
October 1883, wegen theilweiſer. Aenderung des Punktes 4, Abſatz III der Zeugſchaffersſtelle in Jer uber 


7 i Raugsclaſſe bei dem k. k. Hauptmünz⸗ 
Verordnung vom 16. Auguſt 1882, betreffend den zollfreien und ſteuerfreien Bezug amte in Wien, binnen vieß“ M nıtsbl. Nr. 150.) 


von raffinirtem Mineralöl unter der Dichte von 770 Grad für induſtrielle Zwecke KNanzliſtenſtelle in der eitz angsclaſſe bei der karntueriſchen Landes⸗ 
als Oöſungs⸗ und Egkrackiogsmttel. regierung zu Klagenfurt, bis 30. Juli. (Amtsbl. Nr. 150.) 

168. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 4. November 1883, 1 1 
betreffend die Aenderung der Namensbezeichuung des k. k. Nebenzollamtes Neu⸗ 5 Hiezu als Beilage: Bogen 12 der Erkennt⸗ 


thiergarten. niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. BE 
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